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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU und F.D.P. 


zum Abschluß der Konferenz zur Überprüfung des Vertrags von Maastricht 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die konsequente Weiterführung des Integrationsprozesses ist eine 
wichtige Voraussetzung zur Bewahrung des Friedens und der 
Stabilität in Europa. Deshalb muß die Revisionskonferenz die 
Handlungsfähigkeit der EU stärken, auch in den noch nicht ver- 
gemeinschafteten Bereichen der Gemeinsamen Außen- und Si- 
cherheitspolitik sowie der Justiz und Innenpolitik. Nur dadurch 
wird die EU in die Lage versetzt, auf die globalen Herausforde- 
rungen europäische Antworten zu geben. Die Institutionen und die 
Entscheidungsmechanismen der EU müssen dergestalt reformiert 
werden, daß die Union auch nach der bevorstehenden Erweite- 
rung handlungsfähig bleibt. Gleichzeitig müssen mit der Vertie- 
fung der EU und ihrer institutioneilen Weiterentwicklung 
demokratische Legitimation, Rechtsschutz, Transparenz und Bür- 
gernähe gestärkt werden. Die europäischen Institutionen müssen 
der Versuchung widerstehen, durch Überregulierung beim Bürger 
das Gefühl der Unüberschaubarkeit zu nähren. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
weiterhin nachdrücklich für die folgenden Ziele auf der Regie- 
rungskonferenz einzusetzen: 

1. Im Hinbück auf die notwendige Vertiefung sowie die anste- 
hende Erweiterung der EU braucht die Gemeinschaft eine fle- 
xiblere Entscheidungsfindung. Deshalb soHte für möglichst 
viele Politikbereiche das Prinzip der Mehrheitsentscheidung 
angestrebt werden. 

2. Die Mitwirkungsrechte des Europäischen Parlaments müssen 
aus Gründen der demokratischen Legitimation deutlich ge- 
stärkt werden, insbesondere im Bereich der zweiten und drit- 
ten Säule bei fortschreitender Integration. Das Europäische 
Parlament sollte grundsätzlich bei legislativen Akten, die der 
Rat mit qualifizierter Mehrheit beschließt, das Mitentschei- 
dungsrecht erhalten. Es wird begrüßt, daß der bisherige Kon- 
ferenzverlauf Fortschritte in dieser Richtung aufweist. Dort, wo 
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eine angemessene parlamentarische Kontrolle durch das Eu- 
ropäische Parlament nicht gegeben ist, müssen den nationalen 
Parlamenten weiterhin entsprechende Mitwirkungsrechte er- 
halten bleiben, damit keine sog. Demokratielücke entsteht. 

3. Die beabsichtigte Verankerung eines Sanktionsmechnismus, 
eines Diskriminierungsverbots sowie neuer Bestimmungen zur 
Stärkung der Gleichberechtigung von Mann und Frau sowie 
des Datenschutzes im neuen Vertrag sind wichtige Fortschrit- 
te. Gleiches güt für die Verbesserung des Grundrechtsschutzes, 
über den nach derzeitigem Verhandlungsstand der Europäische 
Gerichtshof auf der Grundlage der Europäischen Menschen- 
rechtskonvention in verstärktem Maße zu wachen hätte. Außer- 
dem sollte in einer über die Regierungskonferenz hinauswei- 
senden Perspektive der konkrete Auftrag für die Schaffung 
eines Grundrechtekatalogs auf Unionsebene erteilt werden. 

Bürgemahen Politikbereichen wie z.B. der Verbrechens- 
bekämpfung, dem Umweltschutz, dem Verbraucherschutz und 
der Sozialpolitik sollte weiterhin besondere Aufmerksamkeit ge- 
widmet werden. Das Subsidiaritätsprinzip ist eines der Grund- 
elemente der Europäischen Integration, es führt zu größerer 
Bürgernähe und steigert die Effektivität der Union; es sollte da- 
her verstärkt Anwendung finden. Die sich auf diesen Feldern 
abzeichnenden Fortschritte würden der Akzeptanz des euro- 
päischen Integrationsprozesses beim Bürger zugutekommen. 

4. Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit gehört zu den prioritären 
Aufgaben der EU-Mitgliedstaaten und auch der EU. Eine ent- 
scheidende Voraussetzung für wirtschaftliches Wachstum und 
zusätzliche Arbeitsplätze in der EU ist die Verwirklichung der 
auf Gemeinschaftsebene vereinbarten, dringend notwendigen 
marktwirtschaftlichen Reformen in den Mitgliedstaaten. Die 
Gemeinschaft kann durch die stärkere Förderung der Koordi- 
nierung der Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten, durch 
die Übernahme des Sozialabkommens von Maastricht in den 
Vertrag sowie durch die stärkere beschäftigungsrelevante Aus- 
richtung des europäischen Sozialfonds zusätzliche wichtige 
Beiträge leisten. Zusätzliche Kompetenzen und Finanzmittel 
müssen bei der Aufnahme eines entsprechenden Beschäfti- 
gungskapitels in den Vertrag dafür nicht auf die Gemeinschaft 
übertragen werden. 

5. Der Ansatz der niederländischen EU-Präsidentschaft in den Be- 
reichen Justiz und Inneres, der die Vergemeinschaftung von 
Außengrenzregelung, Visa, Asyl, Einwanderungs- und Flücht- 
lingspolitik sowie justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen 
und Teübereichen der Zollzusammenarbeit vorsieht, muß un- 
terstützt werden. Auch bei der Einführung von Mehrheitsent- 
scheidungen in Materien der Innen- und Justizpolitik muß eine 
entsprechende Ausweitung des Mitentscheidungsrechts des 
Europäischen Parlaments erfolgen. Der Vorschlag der Präsi- 
dentschaft schafft die Grundlage für die notwendige Verein- 
heitlichung bei gleichzeitiger Kontrolle von Zuzugsströmen 
und für eine gerechtere Aufteilung der Lasten. Die Zuständig- 
keit des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) muß in den Be- 
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reichen Justiz und Inneres sowohl auf die vergemeinschafte- 
ten Bereiche als auch auf die noch nicht vergemeinschafteten 
Materien ausgedehnt werden. Diesbezüglich zeichnet sich in 
den Verhandlungen ein ganz grundsätzlicher Fortschritt ab. 
Mit der beabsichtigten Ausdehnung der Befugnisse von Euro- 
pol muß eine Verbesserung des Rechtsschutzes, insbesondere 
durch die erweiterte Zuständigkeit des EuGH einhergehen. 

6. Die EU muß in dem Bereich der Gemeinsamen Außen- und Si- 
cherheitspolitik handlungsfähiger werden, um europäische In- 
teressen weltweit effektiver durchzusetzen. Die Erfahrungen 
der letzten Jahre haben gezeigt, daß die vorhandenen Verfah- 
ren und Strukturen angesichts der großen internationalen Her- 
ausforderung unzureichend sind; es muß sichergestellt wer- 
den, daß Europa mit einer Stimme spricht und diese auch 
international Gewicht hat. Verbesserungen bei den Abstim- 
mungsverfahren sind notwendig. Deshalb sollten auch die Fra- 
gen der GASP soweit wie möglich mit Mehrheit entschieden 
werden. Der Deutsche Bundestag begrüßt die sich abzeich- 
nende Einigung über die Schaffung eines beim Rat angesie- 
delten Generalsekretärs der GASP, die Einrichtung einer Pla- 
nungs- und Analyseeinheit und die Reform der Troika als 
notwendige Schritte in Richtung einer gemeinsamen Wahr- 
nehmung europäischer Interessen. Dabei wird nicht verkannt, 
daß es entscheidend auf den Willen der Mitgliedstaaten an- 
kommt, die GASP als die notwendige europäische Antwort auf 
krisenhafte Situationen in der Welt zu nutzen. 

In der Sicherheitspolitik sollten die Strukturen von EU und 
WEU verzahnt werden, mit dem Ziel einer schrittweisen Inte- 
gration der WEU in die EU. Schon heute sollten die sog. 
Petersberg-Aufgaben sowie die Richtlinienkompetenz des Eu- 
ropäischen Rates gegenüber der WEU in den Vertrag aufge- 
nommen werden. Nur so wird die EU in die Lage versetzt, im 
Rahmen der UN und der OSZE und gemeinsam mit der NATO 
den ihr zukommenden Beitrag zur Sicherung von Frieden und 
Stabilität in Europa zu leisten. 

7. Von strategischer Bedeutung für den Fortgang des europäi- 
schen Einigungsprozesses ist eine Flexibilitätsregelung, die 
den Staaten, die dies wünschen und dazu in der Lage sind, ein 
weiteres Voranschreiten ermöglicht, damit die Staaten, die sich 
einer verstärkten Zusammenarbeit im institutioneilen Rahmen 
der Union noch nicht anschließend wollen, nicht gezwungen 
sind, diese zu verhindern. Dabei darf der bisher erreichte In- 
tegrationsstand der EU nicht gefährdet werden. 


Bonn, den 11. Juni 1997 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Gloß und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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